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Die Europäische Union als Akteur in der Arktis? Interessen und
Regulierungsherausforderungen

Arno Engel, Stefanie Mnich und Lisa Oberländer*

Die Zeiten, in denen die Arktis nur durch Er-
rungenschaften naturwissenschaftlicher For-
schung von sich reden machte, sind längst vor-
über. Mehr denn je treffen dort verschiedene
wirtschaftliche und politische Interessen auf-
einander. Die Klimaerwärmung und das damit
einhergehende Abschmelzen arktischen Eises
haben nicht nur Auswirkungen für die Völker
und Volkswirtschaften des Hohen Nordens,
sondern sind auch für andere Staaten von gro-
ßer Bedeutung. Im Hinblick auf arktische Roh-
stoffe und neue Handelsrouten ist bei einigen
Wirtschaftsakteuren eine regelrechte Goldgrä-
berstimmung festzustellen, die einen der Grün-
de dafür darstellt, dass auch die Europäische
Union eine aktivere Rolle in der Region an-
strebt. Ziel der dritten Geopolitics in the High
North (GEONOR) Konferenz war es, Rollen-
zuschreibungen und effektiv wahrgenommene
Funktionen der Europäischen Union zu unter-
suchen. Darüber hinaus befasste sich die Kon-
ferenz mit der Frage, inwiefern und wann eine
Verwirklichung des ökonomischen Potenzials
der Arktis tatsächlich möglich erscheint.

Als bedeutender Markt für arktisches Öl und
Gas sowie Fisch aus der Region ist die Euro-
päische Union ein erheblicher Wirtschaftsfak-
tor im Hohen Norden. Als Handelsmacht ver-
spricht sie sich langfristig kürzere und siche-
rere Seerouten durch den zunehmend frei tau-
enden Arktischen Ozean. Auch für die euro-
päische Industrie, die über bedeutende Exper-
tise in den für die widrigen Bedingungen not-
wendigen Technologien verfügt, könnte eine
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erhöhte wirtschaftliche Aktivität im Hohen
Norden zu neuen Aufträgen führen. Auf der
anderen Seite haben die hohen Treibhausgas-
emissionen der Europäischen Union einen star-
ken Anteil am für die Arktis folgenreichen Kli-
mawandel, für den sie sich auch in der Verant-
wortung sieht.

Eine Rolle für die Europäische Union im
Hohen Norden: zwischen ökonomischen
Interessen und Regulierungsverantwortung

Die unterschiedlichen Interessen der verschie-
denen Akteure in der Arktis und daraus resul-
tierende politische Herausforderungen waren
Gegenstand der ersten Sitzung. Seit einiger
Zeit sei man sich in der Wissenschaft weitge-
hend darüber einig, dass sich die klimatischen
Bedingungen im Hohen Norden verändern.
Die Auswirkungen dieses Temperaturanstiegs
seien vielfältig und verursachten unter ande-
rem das Abschmelzen der nördlichen Polar-
kappe. Auch wenn die daraus resultierenden
Folgen für Mensch und Umwelt heute noch
nicht exakt zu bestimmen seien, herrsche Ei-
nigkeit darüber, dass die Auswirkungen auch
über die Region hinaus, wenn nicht sogar glo-
bal, spürbar sein werden.

Diese fortschreitende Eisschmelze sei nicht
nur wissenschaftlich bedeutsam, sondern er-
öffne zudem neue wirtschaftliche Möglichkei-
ten, da sich 10 Prozent der weltweit unent-
deckten Ölvorkommen und 30 Prozent der
weltweit unentdeckten Gasvorkommen in der
Arktis befänden. Allerdings lagerten 90 bis 95
Prozent aller arktischen Rohstoffvorkommen
in den Ausschließlichen Wirtschaftszonen der
arktischen Staaten, weshalb ihr Abbau größ-
tenteils nationalen Gesetzgebungen unterliege.
Auch könne sich die Schifffahrt in der Arktis
zu einem rentablen Wirtschaftszweig entwi-
ckeln, da die künftig wahrscheinlich befahrba-
ren Passagen wichtige Handelsrouten signifi-
kant verkürzten, im Gegensatz zum Horn von
Afrika, dem Golf von Aden, und den Straßen
von Malakka und Singapur sicherer seien und
sich zusätzlich Chancen für den Tourismus bö-
ten.
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Die wirtschaftliche Erschließung des Hohen
Nordens gehe jedoch mit großen Risiken für
die Umwelt einher. Gefahren wie ein verstärk-
ter Kohlendioxidausstoß oder Ölkatastrophen
müsse begegnet werden. Da jede Veränderung
des arktischen Ökosystems globale Auswir-
kungen haben werde, seien Kooperationen auf
internationaler Ebene notwendig. Zurzeit
reichten die Kapazitäten jedoch nicht, um die-
sen Risiken effektiv begegnen zu können, wes-
halb alle arktischen Staaten zu einer aktiveren
Mitarbeit beim Umweltschutz angehalten sei-
en.

Der Arktische Rat nehme hierbei als hochran-
giges zwischenstaatliches Forum für die Ko-
operation, Koordination und Interaktion der
arktischen Staaten eine Schlüsselrolle ein und
habe sich der Förderung nachhaltiger Entwick-
lung sowie dem Umweltschutz verschrieben.
Die Europäische Union sei nur durch einzelne
Mitgliedstaaten im Arktischen Rat vertreten,
deren Mitglieder unterschiedliche Positionen
zu dem von der Europäischen Union geäußer-
ten Wunsch nach einem ständigen Beobach-
terstatus einnähmen. Als Hauptgrund für die-
sen Antrag führe die Europäische Union ihre
Rolle als Schadstoffemittent an, da ihre 500
Millionen Bürger für 40 Prozent aller Emis-
sionen in der Arktis verantwortlich seien. Die
Europäische Union fungiere darüber hinaus als
ein wichtiger Akteur in der arktischen Fische-
rei und engagiere sich stark im Bereich der
Forschung. So investierte sie 200 Millionen
Euro im Rahmen ihres siebten Rahmenfor-
schungsprogramms für arktische Forschungs-
projekte und unterstütze zudem soziale und
wirtschaftliche Projekte für die Menschen in
der Arktis über ihre regionalen Förder- und
Kooperationsprogramme. Sie sehe sich in ei-
ner den Arktischen Rat unterstützenden und
mit ihm kooperierenden Rolle und sei auf dem
Weg, zu einem großen, wenn nicht sogar dem
größten Förderer der arktischen Forschung zu
werden.

Bei diesem Annäherungsprozess sehe sich Dä-
nemark in einer vermittelnden Rolle, da es
sowohl ein Mitgliedstaat der Europäischen
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Union als auch ein Mitglied des Arktischen
Rates sei, und betone die Notwendigkeit, den
Umweltschutz bei der wirtschaftlichen Er-
schließung der Region zu berücksichtigen.
Deutschland unterstütze das Streben der Euro-
päischen Union nach einem Sitz als ständiger
Beobachter im Arktischen Rat und unterstrei-
che dessen Schlüsselrolle für arktische Ange-
legenheiten. Diesem böte es daher seine volle
Unterstützung für alle anstehenden Herausfor-
derungen an und verweise dabei vor allem auf
seine technische Expertise beim Bau von Eis-
brechern und von an die rauen arktischen Be-
dingungen angepassten Schiffen.

Nationale Interessen und die Zukunft der
Arktispolitik der Europäischen Union

Das zweite Panel thematisierte die gegenwär-
tige und zukünftige Rolle der Europäischen
Union und ihrer Mitgliedstaaten bei der Be-
wältigung von Regulierungsproblemen in der
Arktis. Unterstrichen wurde dabei insbesonde-
re der Einfluss, den verschiedene Diskurse
(Narrative) über arktische Governance-Proble-
me auf die politischen Rahmenbedingungen
haben. Dabei wurden folgende Hauptdiskurse
identifiziert: Ein geopolitischer Diskurs, der
sicherheitspolitische Aspekte betone, ein geo-
ökonomischer Diskurs mit Fokus auf Ressour-
cen und Transport sowie ein geoökologischer
Diskurs, der besonders die Rolle des Klima-
wandels berücksichtige. Die Handlungen und
Entscheidungen politischer Akteure und Staa-
ten und somit die zukünftige Entwicklung im
Hohen Norden werde von eben solchen ver-
schiedenen Denkmustern maßgeblich beein-
flusst. Zurzeit werde die geoökonomische Per-
spektive aufgrund der intensiven Diskussion
über das Potenzial neu entstehender Handels-
routen und die Förderung von insbesondere
fossilen Rohstoffen als dominant angesehen.
Sollte jedoch der geopolitische Diskurs an Be-
deutung gewinnen, würde auch die Gefahr von
Konflikten steigen.

Doch auch der gegenwärtig dominierende Fo-
kus auf Ressourcen berge bereits Risiken, da
andere wichtige Aspekte unzureichend beach-
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tet würden. So gelte es beispielsweise, das je-
weilige Autonomieverständnis der einzelnen
Völker und Akteure im arktischen Raum zu
verstehen um eine bessere Kooperation zu er-
möglichen. Dies sei auch für das Bestreben der
Europäischen Union, den Beobachterstatus im
Arktischen Rat zuerkannt zu bekommen, rele-
vant. Überdies sei es wichtig, die gesamte
Bandbreite der derzeitigen Entwicklungen in
der Region zu verstehen. Neue Kapitalzuflüsse
seien beispielsweise ungleich verteilt und führ-
ten zu einem sozioökonomischen Gefälle. Die
geografische Lage von und der Zugang zu Res-
sourcen verändere bestehende Machtgefüge
und die Entwicklung der Schifffahrt beeinflus-
se die Infrastrukturplanung sowie die ökono-
mische Lebensgrundlage der lokalen Bevölke-
rung.

Diese verschiedenen Aspekte seien auch für
die Arktispolitik der Mitgliedstaaten und der
Europäischen Union selbst entscheidend. Mit
der Norderweiterung habe die Europäische
Union bereits in den 1990er Jahren die Grund-
lage für die Politik der nördlichen Dimension
gelegt. Heute verfolge sie vielfältige Ziele und
unterstütze unter anderem die Entwicklung
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multilateraler Regulierungsstrukturen für die
Arktis. In ihren Beziehungen zu Russland stehe
die Europäische Union der Herausforderung
gegenüber, sowohl den eigenen Werten als
auch der Interdependenz im Bezug auf natür-
liche Ressourcen Rechnung tragen zu müssen.
Auf der anderen Seite müsse die Union ihr
Verhältnis zu den USA justieren, die in ihrer
Arktispolitik den sicherheitspolitischen As-
pekten größere Bedeutung beimessen.

Eine große Herausforderung für die Rolle der
Europäischen Union bestehe in ihrem wenig
geschlossenen Auftritt in arktischen Angele-
genheiten. Als Vertreter Grönlands und der
Färøer-Inseln sei Dänemarks Position nicht
immer im Einklang mit derjenigen der Euro-
päischen Union und behindere die Entwick-
lung eines konsistenten Ansatzes. Von allen
arktischen Staaten würde Finnland am poin-
tiertesten eine starke Rolle der Europäischen
Union befürworten und versuche, europäische
Politiken vor Ort zu implementieren. Auch ein
EU-Beitritt Islands könnte zu einer stärkeren
Position der Union führen. Deutschland und
Schweden bemühten sich überdies um eine
Vermittlerrolle zwischen den Arktisstaaten
und der Union.

Aus dem Fehlen einer konsistenten Arktispo-
litik erwachse jedoch nicht die Notwendigkeit
einer europäischen Arktisstrategie. Ein solches
Dokument würde vielmehr Erwartungen we-
cken, die aufgrund des geltenden Kompetenz-
gefüges innerhalb der Europäischen Union
nicht erfüllt werden könnten. Daher solle sich
die Europäische Union vor allem um eine grö-
ßere Kohärenz ihrer verschiedenen Politiken
bemühen und auf (bestehende) internationale
Abkommen wie etwa im Rahmen der Interna-
tionalen Seeschifffahrtsorganisation oder der
Welthandelsorganisation zurückgreifen und zu
deren Weiterentwicklung beitragen.

Die Arktis als Rohstofflieferant: Interessen der
Europäischen Union und politische
Herausforderungen

Das dritte Panel diskutierte die Interessen der
Europäischen Union an natürlichen Ressour-

cen in der Arktis und die damit verbundenen
politischen Herausforderungen. Zunächst wur-
de betont, dass die Arktis sowohl im Bereich
der Energieressourcen und Metalle als auch bei
lebenden, biologischen Ressourcen über gro-
ßen Reichtum verfüge. Schwankende Roh-
stoffpreise und der voraussichtlich bessere Zu-
gang seien die Hauptgründe für das zunehmen-
de Interesse europäischer Akteure an arkti-
schen Ressourcen. Die meisten Rohstoffe
selbst lägen jedoch innerhalb der ausschließli-
chen Wirtschaftszonen der Anrainerstaaten,
auch wenn sich möglicherweise aus wissen-
schaftlicher Perspektive Argumente für eine
Ausdehnung des Bereichs unter internationaler
Kontrolle finden ließen.

Allerdings würden die Herausforderungen für
die Ressourcenförderung in der Arktis voraus-
sichtlich erst in 20 bis 30 Jahren überwunden
sein, sodass sie noch keine sichere Investition
darstelle. Zudem sei die Entwicklung der ark-
tischen Rohstoffförderung von Logistik und
Transportmöglichkeiten abhängig. Aus regu-
latorischer Sicht bestünden jedoch seit der Re-
spektierung des Seerechtsübereinkommens
der Vereinten Nationen (SRÜ) durch die USA
keine größeren Unstimmigkeiten zwischen
den fünf arktischen Staaten mehr. Der Euro-
päischen Union bliebe in der Arktis politisch
nur die Rolle eines Wegbereiters; im Gegen-
satz zu ihren Mitgliedstaaten und dem privaten
Sektor könne sie nicht direkt eingreifen.

Als weltweit größter Importeur von Energie
sollte für die Europäische Union die Diversi-
fizierung ihrer Bezugsquellen ein Hauptziel
der Energiepolitik darstellen. Eine enge Part-
nerschaft mit Norwegen, dem zweitgrößten
Gasexporteur der Welt, sei dabei von strategi-
scher Bedeutung, zumal die norwegische Wirt-
schaft nicht nur in der Technologie für die Off-
shore-Förderung von Öl und Gas Maßstäbe
setze, sondern auch die hohen Umweltstan-
dards erfüllen könne. Die Europäische Union
solle daher die norwegische Verwaltung Spitz-
bergens stärken, denn zurzeit sei unklar, ob die
Inselgruppe den Status einer Wirtschaftszone
besitze und ein Rohstoffabbau in Zukunft mög-
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lich sei. Für einen größeren EU-Einfluss soll-
ten die Mitgliedstaaten einen gemeinsamen
Standpunkt bei Streitigkeiten um Energieres-
sourcen und Gebiete in der Arktis formulieren.
Strittig blieb jedoch die Frage, ob die Europäi-
sche Union angesichts des demografischen
Wandels sowie ihrer internen Energiestrategi-
en, die vor allem auf die Förderung der erneu-
erbaren Energien abzielen, auch in Zukunft ei-
nen wichtigen Energiemarkt für arktische Ex-
portnationen darstelle.

Während Kanada seine Gasressourcen auf-
grund unzureichender Infrastruktur bis jetzt
nicht gefördert habe, fungiere Russland als
größter Gasexporteur der Welt und „Hauptver-
sorger“ der Europäischen Union. Russland
verfüge über eine der größten Gasressourcen
der Erde und werde auch zukünftig der domi-
nante arktische Akteur im Energiesektor sein.
Ausländische Investoren könnten in der russi-
schen Arktis allerdings nur einmalige Abma-
chungen treffen. Auf diese Weise stelle Russ-
land technologische Fähigkeiten und Risiko-
kapital sicher und unterstütze damit heimische
Firmen, während ausländische Firmen ein ho-
hes Risiko trügen. Nicht nur die Einführung
von Regeln für höhere Umweltstandards sei in
Russland problematisch, auch würden bereits
eingeführte Regeln ignoriert, wenn sie dem
„nationalen Interesse“ entgegenstünden.

Aus Sicht der Industrie sei eine verantwor-
tungsbewusste Entwicklung der arktischen Re-
gion möglich, mit deren Rohstoffen 15 Prozent
des globalen Energiebedarfs gedeckt werden
könnten. Lokale Kommunen erhielten auf die-
se Weise Entwicklungsmöglichkeiten. Die
Entscheidung einiger Arktisanrainer, die Off-
shore-Förderung von Öl und Gas zu genehmi-
gen, werde begrüßt, dabei müsse jedoch auf
Nachhaltigkeit Wert gelegt werden und die so-
zioökonomische Struktur und Kultur der indi-
genen Bevölkerung respektiert werden.

Im Interesse der deutschen Industrie liege vor
allem eine zuverlässige, nachhaltige und be-
zahlbare Energieversorgung. Im Zuge von
Ressourcen-Allianzen wolle die deutsche In-

dustrie den langfristigen Bedarf decken, dabei
werde das Potenzial des Hohen Nordens aber
bisher weitestgehend ignoriert.

Umweltschutz in der Arktis: Welche Rolle für
die Europäische Union?

Der Umweltschutz in der Arktis stand im Zen-
trum des vierten Panels, das insbesondere der
Frage nachging, wie die Europäische Union
sich stärker für den Schutz der Umwelt im Ho-
hen Norden einsetzen könnte und welche Vor-
teile sich hieraus für sie ergäben.

Die Notwendigkeit einer verstärkten Präsenz
der Europäischen Union wurde zunächst je-
doch infrage gestellt, da nach Auffassung ei-
niger Wissenschaftler die von einzelnen arkti-
schen Staaten sowie die im Arktischen Rat ent-
wickelten Ansätze zum Schutz des arktischen
Biosystems ausreichten.

Allerdings werde die Arktis auch durch Ein-
flüsse geschädigt, deren Ursprünge außerhalb
der Region lägen. Als Beispiele könnten der
Klimawandel sowie die Verschmutzung der
Arktis mit langlebigen organischen Schadstof-
fen und Schwermetallen angeführt werden.
Regionale Lösungsansätze seien angesichts
dieser globalen Einflüsse als unzureichend an-
zusehen; arktische Probleme bedürften daher
auch „nicht-arktischer“ Lösungen. Somit sei
ein stärkeres Engagement der Europäischen
Union durchaus zu rechtfertigen, zumal dies
auch andere Akteure dazu veranlassen könnte,
sich ebenfalls stärker für die Umweltbelange in
der Arktis einzusetzen. Zwar sei die Gesetzge-
bung der Europäischen Union in weiten Teilen
der Arktis nicht anwendbar. Bei einer konse-
quenten Anwendung ihrer strengen Regelun-
gen zum Schutz internationaler Gewässer kön-
ne sie jedoch einen wichtigen Beitrag bei der
Strafverfolgung innerhalb der europäischen
Staatengemeinschaft leisten.

Die unsystematischen Ansätze der Europäi-
schen Union zum Schutz des arktischen Le-
bensraums hätten ihre Ursachen in der kom-
plexen Kompetenz- und Organisationsstruktur
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sowie in unterschiedlichen, teils erheblich di-
vergierenden Interessen einzelstaatlicher Ak-
teure innerhalb der Europäischen Union. Posi-
tiv zu bewerten sei jedoch, dass die Europäi-
sche Union bei den zurückliegenden Quecksil-
berverhandlungen im Rahmen des Umwelt-
programms der Vereinten Nationen geschlos-
sen und intensiv für eine verbindliche Über-
einkunft geworben habe. Auch im Kampf ge-
gen die globale Erwärmung nehme die Euro-
päische Union durch ihre Selbstverpflichtung
zur Reduzierung der Rußemissionen eine Ver-
mittlerrolle bei den internationalen Verhand-
lungen ein. Auf der Suche nach einem identi-
tätsstiftenden Platz in der internationalen Staa-
tengemeinschaft strebe die Europäische Union
eine globale Führungsrolle beim Schutz der
Umwelt an. Gestalte sie ihren Politikansatz zu-
künftig systematischer und politikbereichs-
übergreifend kohärenter, könne sie dank der
Kombination aus Ehrgeiz und regionalem Ge-
wicht tatsächlich eine progressive Rolle beim
Schutz der arktischen Umwelt spielen. Ein Sitz
als ständige Beobachterin des Arktischen Ra-
tes wäre diesem Ziel sicherlich förderlich.

Abgesehen von diesen Bemühungen auf glo-
baler Ebene, böten sich für die Europäische
Union auch Möglichkeiten zur Einflussnahme
auf regionaler Ebene. Dies gelte besonders für
die Fischerei, da der europäische Binnenmarkt
für die arktische Fischereiindustrie den wich-
tigsten Absatzmarkt darstelle und sie somit
über große Marktmacht verfüge. Der Fischbe-
stand in der Arktis sei schwer zu erforschen
und werde zudem durch den Klimawandel in
unvorhersehbarer Weise beeinflusst. Daraus
sowie aus einer stärkeren Bewirtschaftung des
arktischen Fischbestandes könnten unvorher-
sehbare Konsequenzen für das gesamte Öko-
system resultieren. Die Fischereiindustrie ist in
regionalen Fischereiorganisationen organi-
siert, die sich um die Fischbestände bestimmter

Gebiete oder auch bestimmter Spezies küm-
mern. Es existierten jedoch einige geografi-
sche Lücken in diesem Managementsystem,
welche für eine nachhaltige Bewirtschaftung
der arktischen Fischgründe unbedingt zu
schließen seien. Als ein möglicher Lösungsan-
satz sei hierbei eine geografische Ausweitung
bestehender regionaler Fischereiorganisatio-
nen, möglichst unter Berücksichtigung der
ökosystemischen Struktur (Ökosystemansatz),
denkbar. Eine stärkere Bekämpfung der ille-
galen, unregulierten und ungemeldeten Fische-
rei (IUU-Fischerei), die Abkehr von der Praxis,
unerwünschte Beifänge zurück ins Meer zu
werfen sowie eine generelle Reduzierung der
Fangquoten wurden als weitere Vorschläge ge-
nannt, wie die Europäische Union nachhaltige
Fischerei in der Arktis fördern könne. Schließ-
lich wurde auch auf die lokale Ebene beim
Schutz der arktischen Umwelt verwiesen, wo-
bei insbesondere die Interessen der einheimi-
schen Bevölkerung berücksichtigt werden
sollten.

Arktische Schifffahrt – Eine Chance für die
Europäische Union?

Im fünften Panel wurden rechtliche, politische
und wirtschaftliche Aspekte der Schifffahrt in
arktischen Gewässern diskutiert sowie die Rol-
le der Europäischen Union in diesem Sektor.
Trotz insgesamt positiver Zukunftsaussichten
für die Schifffahrt in der Region stellten die
Podiumssprecher fest, dass in nahezu allen Be-
reichen noch viel Klärungsbedarf bestehe und
Entwicklung nötig sei, bevor das ökonomische
Potenzial verwirklicht werden könne. Als zen-
trale Dokumente für die europäische Arktispo-
litik wurden in diesem Zusammenhang die
Mitteilung der Kommission1 und die Resolu-
tion des Europäischen Parlaments2 aus dem
Jahre 2008 sowie die kurze Zeit nach der Kon-

1 Kommission der Europäischen Gemeinschaften: Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament und
den Rat. Die Europäische Union und die Arktis, KOM (2008) 763.

2 Europäisches Parlament: Politisches Handeln im arktischen Raum in einer Welt der Globalisierung. Entschließung
des Europäischen Parlaments vom 9. Oktober 2008 zu der Politik für den arktischen Raum, in: Amtsblatt der EU,
Nr. C 9 E vom 15. Januar 2010, S. 41-43.
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ferenz veröffentlichte neue Mitteilung der
Kommission von 2012 genannt.3

Als Nicht-Anrainer des Arktischen Ozeans be-
säße die Europäische Union keine besonderen
rechtlichen Mittel, um ihre Interessen geltend
zu machen. Jedoch sei es Mitgliedstaaten mög-
lich, über ihre Häfen, Ausbildungs- und Si-
cherheitsstandards für Seeleute und die unter
ihrer Fahne segelnden Schiffe bestimmte Re-
gelungen durchzusetzen. Außerdem könnten
Staaten wie zum Beispiel Finnland ihre um-
fassende Erfahrung in arktischer Schifffahrt
einbringen. Auf außenpolitischer Ebene be-
stünden in den Beziehungen zu Russland und
Kanada unterschiedliche Rechtsauffassungen
bezüglich des Status der an den jeweiligen
Küsten verlaufenden Seerouten (die Nordost-
und die Nordwestpassage). Während die An-
rainerstaaten diese als Teil ihrer ausschließli-
chen Wirtschaftszone unilateral regelten, for-
derten Handelsmächte in Europa und die USA
implizit oder explizit diese Routen als Transit-
durchfahrt gemäß dem SRÜ anzusehen und
Schiffen somit eine freie und unbehelligte
Durchfahrt zu garantieren. Mit dem Verweis
auf die Einigung im Territorialstreit zwischen
Norwegen und Russland wurde jedoch die Er-
wartung geäußert, dass auch in Zukunft Grund
für Optimismus bezüglich der Lösung von
Konflikten bestünde.

In ihren Bemühungen um multilaterale Rege-
lungen für die Arktis unterstütze die Europäi-
sche Union zum Beispiel das SRÜ als rechtli-
chen Rahmen und trage als Koordinator zur
Arbeit innerhalb der Internationalen Seeschiff-
fahrtsorganisation und zur Entwicklung eines
Polarkodexes für die Schifffahrt bei. Überdies
sei die Europäische Agentur für die Sicherheit
des Seeverkehrs (EMSA) in der Region tätig,
die auch von über einer Milliarde Euro an
Struktur- und Regionalfonds profitiere. Des
Weiteren fördere die Union arktische For-
schungsprojekte und setze sich für eine nach-

haltige Ressourcennutzung ein. Als bedeuten-
der Akteur im Seehandel besitze die Union ein
großes Interesse an einer Ausweitung der ark-
tischen Schifffahrt, insbesondere, da einige der
zukünftig frei werdenden Routen bis zu 40
Prozent kürzer sein könnten als die derzeit be-
fahrenen Strecken. Somit könnten Zeiterspar-
nisse realisiert sowie Kosten und Emissionen
gesenkt werden.

Die derzeitige und zukünftige Entwicklung der
arktischen Schifffahrt werde einerseits ange-
trieben von den (vermuteten) natürlichen Res-
sourcen in der Region, steigendem Interesse an
Kreuzfahrten, der Hoffnung auf kürzere Rou-
ten, aber auch von dem technischen Fortschritt,
der die Kosten für die benötigte Ausrüstung
senken könnte. Allerdings sehe sich die arkti-
sche Schifffahrt nach wie vor großen Heraus-
forderungen gegenüber. So fänden zwar zur
Versorgung der Inuitbevölkerung, zum Trans-
port von Rohstoffen aus der Region, für den
Tourismus und zu wissenschaftlichen Zwe-
cken regelmäßig Fahrten in der Region statt;
Transitfahrten hätten jedoch bisher keine öko-
nomische Bedeutung. Aufgrund der großen
Anforderungen an Material und Personal, die
durch das Eis, die lange Dunkelheit und die
Entlegenheit der Routen erwachsen, könne die
Schifffahrt nur in Nischenmärkten, wie etwa
dem Transport besonderer Metalle aus der Re-
gion, rentabel sein. Auch wenn die Industrie
ein breites Angebot an arktistauglichen Schif-
fen herstellen könne, bleibe die Rentabilität ei-
ne große Herausforderung für die zukünftige
Entwicklung. Daher hoffe die Industrie, dass
sich ein Szenario geprägt von hoher Nachfrage
nach Handel und Ressourcen, einer zuverläs-
sigen Regulierung und einem nachhaltigen
Umgang mit der Umwelt einstelle.

Sicherheitspolitik in der Arktis: Konflikt-
potenziale und Kooperationsmöglichkeiten

In der sechsten Sitzung diskutierten die Teil-
nehmer über die sicherheitspolitischen Ent-

3 Europäische Kommission/Hohe Vertreterin der Europäischen Union für Außen- und Sicherheitspolitik: Gemein-
same Mitteilung an das Europäische Parlament und den Rat. Entwicklung einer Politik der Europäischen Union
für die Arktis: Fortschritte seit 2008 und nächste Schritte, JOIN (2012) 19.
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wicklungen in der Arktis. Zu den immer noch
präsenten harten Sicherheitsbelangen zählten
das Hissen der russischen Flagge auf dem Mee-
resboden des Nordpols 2007 sowie die militä-
rische Präsenz Russlands in der Region. Offene
bilaterale Streitigkeiten bestünden zwischen
den USA und Kanada, Dänemark und Kanada
sowie den USA und Russland. Auch die Nicht-
ratifizierung des SRÜ durch die USA sowie der
Zugang zu neu entstehenden Seerouten bergen
Konfliktpotenzial. Zudem sei die Rolle der
NATO in der Arktis umstritten. Neue Ressour-
cen- und Transportfragen beträfen sowohl har-
te als auch weiche Sicherheitsaspekte. Zu Letz-
teren zählten auch der große Ölbesitz eines
einzigen Staates und die neuen Möglichkeiten
für den Tourismus. Gefahren entstünden durch
Terrorismus, Verschmutzung, Erderwärmung
und Unfälle. Die Konsequenzen träfen die in-
digene Bevölkerung, die ihren Lebensstil an-
passen müsse, aber auch europäische maritime
Staaten wie Großbritannien, Dänemark und die
Niederlande.

Die Hauptakteure in der Arktis seien die im
Arktischen Rat kooperierenden Staaten, die
fünf Anrainerstaaten (A-5) sowie die Europäi-
sche Union, China und Japan. Die wichtigsten
nichtstaatlichen Akteure seien die indigene Be-
völkerung, Nichtregierungsorganisationen so-
wie Firmen, die in der Arktis wirtschaftlich ak-
tiv seien. Die aufgezeigten Konfliktlinien, so-
wohl im Bereich der harten als auch der wei-
chen Sicherheitspolitik, zeugten von der Not-
wendigkeit intensiver Kooperation. Als Instru-
mente der Zusammenarbeit stünden hierfür das
SRÜ, die Internationale Seeschifffahrtsorgani-
sation, die Euroarktische Barentsregion, der
Euroarktische Barentsrat, die Europäische
Union mit der Nördlichen Dimension und Ark-
tis-Politik, die NATO, der Arktische Rat, der
Nordische Rat und der Nordische Ministerrat
zur Verfügung. Diese Vielzahl internationaler
Foren unterstreiche den Stellenwert multilate-
raler Institutionen für den politischen Dialog
über die Arktis, im Vergleich mit dem Instru-
ment der bilateralen Kooperationen, wie sie
zum Beispiel zwischen Norwegen und Russ-
land sowie Norwegen und Kanada existieren.

Im Hinblick auf künftige Governance-Ent-
wicklungen in der Arktis wurden zwei Szena-
rien diskutiert: Im ersten seien Ressourcen
durch den einfacheren Zugang für verschiede-
ne Akteure Anlass für einen nationalen Wett-
kampf, wodurch die Militarisierung der Arktis
zunähme. Im zweiten Szenario befänden sich
Ressourcen maßgeblich unter nationaler Kon-
trolle und die verschiedenen Akteure arbeite-
ten im Rahmen von Institution kooperativ zu-
sammen, auch im Hinblick auf die Umwelt und
wirtschaftliche Entwicklung.

Daran anknüpfend wurde mit Blick auf zu-
künftige Handlungsmöglichkeiten der Akteure
die These formuliert, dass die Europäische
Union keine Rolle in traditionellen Sicher-
heitsthemen in der Arktis einnehmen könne.
Ihr böten sich jedoch zwei Möglichkeiten, um
im Bereich der weichen Sicherheit zur Zusam-
menarbeit beizutragen: Zum einen sei hier das
neue Satellitenprogramm Galileo zu nennen,
welches auch unter sehr extremen Bedingun-
gen einen Ortungsdienst anbieten könne, und
zum anderen wurde auf die europäische „Glo-
bal Monitoring for Environment and Security“
Initiative verwiesen, die auch Daten zum Kli-
mawandel generiere.

Bei einer genauen Betrachtung der Positionie-
rung einzelner, nichtarktischer Mitgliedstaaten
hinsichtlich arktischer Sicherheitsbelange er-
gebe sich jedoch ein differenzierteres Bild.
Deutschland, Frankreich und Großbritannien
hätten die strategische Bedeutung der Arktis
im Hinblick auf wirtschaftliche und ökolo-
gische Sicherheit erkannt. Besonders Großbri-
tannien bemühe sich um eine aktivere Rolle
und unterstütze zusätzlich zu seinem Engage-
ment im Northern Future Forum und seinen in-
tensivierten bilateralen Beziehungen zu Nor-
wegen und Kanada auch die Bildung einer nor-
dischen Gruppe innerhalb der NATO. Inner-
halb der Europäischen Union erachte mit Aus-
nahme von Finnland keiner der anderen Mit-
gliedstaaten die Gemeinsame Sicherheits- und
Verteidigungspolitik als einen geeigneten
Rahmen für Diskussionen über arktische Si-
cherheitsbelange. Die Möglichkeit, die Solida-
ritätsklausel des Vertrags von Lissabon im Fal-
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le einer Ölpest anzuwenden, werde nur von
Frankreich und Großbritannien angesprochen.
Im deutschen Diskurs existiere dagegen keine
militärische Dimension der Arktis; eine solche
mitzudenken sei für eine aktivere Vermittler-
rolle Deutschlands jedoch förderlich.

Schließlich sei im Bezug auf die NATO als in-
ternationaler Akteur in der Region zu erwäh-
nen, dass diese sicherlich keine militärischen
Mittel in der Arktis einsetzen werde und zudem
das russische Misstrauen gegenüber ihrer Prä-
senz im Hohen Norden ihren Handlungsradius
begrenze. Möglicherweise könnte die NATO
jedoch bei der Lösung weicher Sicherheitspro-
bleme in der Arktis durch technische Unter-
stützung oder der Einrichtung einer Küstenwa-
che behilflich sein.

Eine erfolgreiche Arktispolitik der Euro-
päischen Union erfordert Kohärenz zwischen
wirtschaftlichen und umweltpolitischen Zielen

Die Europäische Union hat als regionale Wirt-
schaftsmacht und großer Treibhausgasemittent
ökonomischen sowie auch ökologischen Ein-
fluss auf den Hohen Norden. Aus der sich stetig
verbessernden Zugänglichkeit der Arktis er-
wachsen ökonomische Potenziale vor allem in
den Bereichen Rohstoffförderung und Han-
delsrouten, allerdings birgt eine wirtschaftli-

che Erschließung auch Konfliktpotenziale im
Hinblick auf Klimapolitik und Umweltschutz.
Das Interesse der Europäischen Union an der
Region manifestiert sich am deutlichsten in ih-
rer starken Förderung arktischer Forschungs-
projekte. Dieses Engagement könnte in der Zu-
kunft als ein wichtiger Baustein auf dem Weg
zu einer allgemeinen Anerkennung ihrer Rolle
als legitimierter politischer Akteur in der Ark-
tis fungieren; der angestrebte Erhalt eines Sit-
zes als ständige Beobachterin im Arktischen
Rat stellt hierbei ein wichtiges Etappenziel dar.
Ihre wirtschaftliche Vormachtstellung in der
Region könnte die Europäische Union zukünf-
tig noch stärker dafür nutzen, ihren umwelt-
schutzpolitischen Ambitionen mehr Nach-
druck zu verleihen. Um eine internationale
Vorreiterrolle im Bereich des Umweltschutzes
einnehmen zu können, sollte die Europäische
Union ihre politische Kohärenz jedoch weiter
verbessern und sich ihrer eigenen Interessen,
Verantwortung und Handlungsmöglichkeiten
noch stärker bewusst werden. Im Laufe dieses
Entwicklungsprozesses sowie bei der weiteren
Ausgestaltung der politischen Agenda für den
Hohen Norden sind die Bedürfnisse der indi-
genen Bevölkerung unbedingt zu berücksich-
tigen, nicht zuletzt um politische Spannungen
zu vermeiden.

Arbeitskreis Europäische Integration • Tagungen integration – 1/2013 77

https://doi.org/10.5771/0720-5120-2013-1-68 - Generiert durch IP 216.73.216.57, am 07.03.2026, 12:14:34. © Urheberrechtlich geschützter Inhalt. Ohne gesonderte
Erlaubnis ist jede urheberrechtliche Nutzung untersagt, insbesondere die Nutzung des Inhalts im Zusammenhang mit, für oder in KI-Systemen, KI-Modellen oder Generativen Sprachmodellen.

https://doi.org/10.5771/0720-5120-2013-1-68

